
In den vergangenen Monaten haben extrem rechte Printmedien 
und Verlage eine bisher ungekannte Aufmerksamkeit erfahren. 
Die Ereignisse auf der Frankfurter Buchmesse 2017 sowie auf 

der Leipziger Buchmesse im März 2018 rund um die Verkaufsstände 
rechter Verlage und die Reaktionen in den Feuilletons verdeutlichen 
die Schwierigkeit, einen angemessenen, kritischen Umgang mit dem 
rechten Spektrum jenseits des neonazistischen Lagers zu fi nden, der 
nicht deren Selbstinszenierung dient. Unter dem Verweis auf »Mei-
nungsfreiheit« und die alleinige Wirksamkeit des »besseren Argu-
ments« zeichnet sich eine gesellschaftliche Akzeptanz insbesondere 
jener Akteure ab, die in den vergangenen Jahren als Teil einer neuen 
sozialen Bewegung von rechts charakterisiert und beschrieben wur-
den. Diskurse von rechts gewinnen auch jenseits ihres eigenen Reso-
nanzraums zunehmend an Relevanz. Der Markt an Printpublikationen 

mit völkisch-nationalistischer Ausrichtung ist so breit aufgestellt wie 
lange nicht. Während einzelne Zeitschriften wie das Compact-Magazin 
oder die Sezession sicherlich einigen ein Begriff sein werden, sind 
andere Publikationen eher unbekannt. Als Grundlage für die kritische 
Auseinandersetzung mit der extremen Rechten dienen sie allerdings 
nur selten – und dies, obwohl dort nicht nur zentrale Diskurse nach-
zulesen sind, sondern mitunter auch Strategiedebatten ausgetragen 
werden. Diese Lücke wollen wir füllen. In unseren Archivbeständen 
fi ndet sich ein breites Spektrum extrem rechter Printmedien, die uns 
hierfür als Ausgangspunkt dienen. Mit magazine wird künftig drei-
mal jährlich eine inhaltlich fokussierte Analyse erscheinen, die sich 
an einem Querschnittsthema orientiert. Ergänzend zu den einzelnen 
Ausgaben werden auf der apabiz-Homepage weitere Informationen zu 
den unterschiedlichen Periodika publiziert. 

Die extrem rechte Medienlandschaft ist ebenso vielschichtig wie das politische Spektrum, das sie repräsentiert. Die neue apabiz-

Publikationsreihe magazine nimmt rechte Periodika unter die Lupe, beleuchtet zentrale Diskurse und schafft damit eine Grundlage 

für die argumentative Auseinandersetzung. Die erste Ausgabe widmet sich dem Verhältnis der verschiedenen Printmedien zur 
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Zwischen bedingungsloser Solidarität 
und grundlegender Skepsis

Neben den großen Printmedien wie der Wochenzeitung Junge Freiheit 
oder dem Monatsmagazin Compact mit einer Auflage von mehreren 
zehntausend Stück gibt es etliche kleinere Zeitschriften. Diese 
richten sich etwa an ein dezidiert rechtsintellektuelles Publikum 
(Sezession, Cato), bedienen die Reichsbürgerszene oder geschichts-
revisionistische Kreise (Recht und Wahrheit, Volk in Bewegung), bear-
beiten Nischenthemen (das extrem rechte Ökomagazin Umwelt & 
Aktiv) oder adressieren eine junge und aktivistische Neonaziszene 
(N.S. Heute). Die AfD wird von diesen Blättern sehr unterschiedlich 
rezipiert. Das Verhältnis reicht von bedingungsloser Solidarität 
über die Affirmation einzelner parteipolitischer Strömungen bis 
hin zu klarer Ablehnung oder schlicht Ignoranz. 

Auf Anbiederungskurs:                         
Das Nachrichtenmagazin Zuerst!

»Alternativlos! Wirklich?« titelte das extrem rechte Nachrichten-
magazin Zuerst! im Vorfeld der Bundestagswahl im August 2017. 
Dass es sich dabei nicht nur um eine rhetorische Frage handelt, 
sondern dieses simple Wortspiel eine Wahlempfehlung zugunsten 
der AfD meint, lässt bereits das Titelbild erahnen: Auf einem Fern-
sehbildschirm sind hinter einem Transparent mit dem Aufdruck 
»Alternativlos!« die Spitzenkandidat*innen von CDU/SPD/FDP/
Grüne/Linke zu sehen. Im Hintergrund sind – in Wartestellung 
wachend – groß und erhaben die beiden AfD-SpitzenkandidatIn-
nen Alice Weidel und Alexander Gauland dargestellt. Der Inhalt der 
Ausgabe bestärkt diesen Ersteindruck. Im Leitartikel stellen die 
AutorInnen die Positionen der einzelnen Parteien zu Themen wie 
EU, Asyl und Migration, Außen- und Verteidigungspolitik sowie 
Familien- und Geschlechterpolitik gegenüber. An den gemeinhin 

als »Parteienkartell« diffamierten etablierten Parteien lassen sie 
kaum ein gutes Haar – allenfalls bei Überschneidungen mit den 
Positionen der AfD werden ihnen »punktuell gute Ansätze« attes-
tiert. Wenig überraschend kommt das Magazin in allen Aspekten 
zu dem Schluss, dass die AfD die »einzige Alternative« sei. 
Schließlich sei sie doch »die einzige, die sich vorbehaltlos für die 
Souveränität und gewachsene Identität unseres deutschen Volkes 
einsetzt«. In einem Begleitinterview beklagt Alice Weidel: »Es 
geht um Deutschland, und es geht um Europa, unseren Kontinent. 
Es finden gewaltige Umwälzungen statt, und das in einem rasan-
ten Tempo. […] Wir müssen jetzt handeln, es bleibt nicht mehr 
viel Zeit.« Als Ziel ihrer Partei betont sie drohend: »Der AfD geht 
es nicht darum, irgendwo ‚mitmachen‘ zu dürfen, wir wollen die 
Regeln ändern.«

Dass diese Ausgabe eher wie eine Wahlkampfzeitung anmutet 
und nicht wie ein kritisches Nachrichtenmagazin, was die Zuerst! 
vorgibt zu sein, mag zunächst verwundern, ist bei näherer 
Betrachtung aber doch nur logische Konsequenz. Seit Erscheinen 
der ersten Ausgabe zum Januar 2010 war die hoffnungsvolle Suche 
nach einer erfolgreichen Rechtsaußen-Partei in der Zuerst! allge-
genwärtig. Sie zeigte sich gegenüber allen Spektren der extremen 
Rechten offen, bot rechtskonservativen bis neonazistischen 
Akteuren Raum und begleitete deren Aktivitäten distanzlos mit 
wohlwollenden Berichten. Neben ihrer Begeisterung für die erfolg-
reichen europäischen Rechtsaußen-Parteien hofierte das Blatt in 
den Anfangsjahren die NPD, als diese noch erfolgreich und in zwei 
Landtagen vertreten war. Die anfängliche Skepsis gegenüber der 
AfD (»Noch `ne Partei«; Zuerst! 4/2013) wich mit deren wachsen-
dem Erfolg schnell einer nahezu kritik- und bedingungslosen 
Begeisterung. Die innerparteilichen Querelen scheinen die Loyali-
tät wenig zu beeinflussen. Zwar wird sich zumeist keinem 
bestimmten Lager explizit zugewandt, doch hegte die Zuerst! von 
Beginn an offensichtlich mehr Sympathien mit dem völkischen 

Aufschwung und Neuformierung der extremen Rechten

Mit der Zunahme extrem rechter Protestmobilisierungen, zunächst als »Nein zum Heim«-Kampagnen, später als Pegida, die von einem 
rasanten Anstieg rassistisch motivierter Gewalt begleitet sind, hat sich in den vergangenen Jahren das sehr heterogene Rechtsaußenspek-
trum neu zusammengesetzt. Insbesondere der völkisch-nationalistische Flügel der AfD begreift sich als Teil dieser Protestbewegung, die 
zum erfolgreichen Einzug der Partei in die Parlamente beigetragen hat. In der Bewegungsforschung werden vier Elemente benannt, die für 
soziale Bewegungen charakteristisch sind: ein gemeinsames Ziel (ein Wandel der Gesellschaft bzw. das Ziel, gesellschaftlichen Wandel auf-
zuhalten), Protest als Medium (Demonstrationen, Blockaden, Petitionen), eine kollektive Identität sowie der Netzwerkcharakter (eine 
Vielzahl und Heterogenität von Akteuren, die aufeinander Bezug nehmen und punktuell gemeinsam agieren).1 Auch wenn viele der heute 
zentralen Akteure bereits seit Jahrzehnten im politischen Feld wirken, so kann die in den letzten Jahren zu beobachtende Neuformierung 
und Verstetigung auf der Straße, in den rechten Medien sowie in den Parlamenten als neue soziale Bewegung von rechts beschrieben wer-
den. Darüber hinaus gibt es Akteure im extrem rechten Spektrum, die jenseits dieses politischen Aufschwungs verbleiben, weshalb sie sich 
nicht als Teil dieser Bewegung beschreiben lassen. Der von uns verwendete Sammelbegriff »extrem rechts« bezeichnet in diesem Sinne ein 
entsprechend breites politisches Spektrum, das vom neonazistischen Lager über Akteure der »Neuen Rechten« bis hin zu rechtskonservati-
ven Kräften reicht.

1 Vgl. dazu etwa Peter Ullrich: Postdemokratische Empörung. Ein Versuch über Demokratie, soziale Bewegungen und gegenwärtige Protestforschung, IPB working paper, Berlin 
2015. Online unter protestinstitut.eu
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Flügel der Partei, den das Blatt konsequent als »(national-)konser-
vativ« relativiert. Mit der kontinuierlichen Radikalisierung der AfD 
verstetigte sich sukzessive die Bindung der Zuerst! an die Partei. 
So entspricht die derzeitige Ausrichtung der AfD mehr dem Profil 
des extrem rechten Magazins, als dessen Macher sicher anfangs in 
Erwägung gezogen haben. In den vergangenen zwei Jahren gab es 
kaum eine Ausgabe, in der nicht in den zentralen Artikeln die 
politischen Positionen der AfD mit in die eigene Argumentation 
einbezogen und zusätzlich mindestens ein oder zwei AfD-Vertreter-
Innen interviewt wurden. Bisweilen soll der Anschein erweckt wer-
den, als sei nicht immer die Parteifunktion ausschlaggebend, son-
dern das vermeintlich themenspezifische ExpertInnenwissen der 
Interviewten.

Sprachrohr der Bewegung: 
Das Compact-Magazin

Das Compact-Magazin für Souveränität versteht sich als Bewegungs-
blatt. Schon früh erkannten die Macher rund um Chefredakteur 
Jürgen Elsässer das Potential der Proteste von Pegida und Co. Dabei 
gibt man sich nicht mit einer beobachtenden Rolle zufrieden, son-
dern versteht es (mehr noch als andere extrem rechte Medien), 
selbst in vorderster Reihe mitzumischen, immer den angestrebten 
»Regimewechsel« vor Augen. Die AfD will man der Bewegung 
gegenüber in die Pflicht nehmen. Noch im März 2016 schwärmte 
Jürgen Elsässer von Frauke Petry. Diese sei »Die bessere Kanzlerin«, 
so der Titel der Ausgabe. Im gleichnamigen Artikel geht es, den 
plumpen Sexismus des Verfassers entlarvend, weniger um eine 
inhaltliche Auseinandersetzung mit den Positionen der damaligen 
AfD-Vorsitzenden, als um ihr Aussehen. Neben einem Kommentar 
zu ihren Beinen wird über ihre Körperhaltung in einer Talkshow 
sinniert und festgehalten, sie erinnere an die Schauspielerin 
Audrey Hepburn. Und besonders wichtig: »Im Unterschied zu ,Mut-
ti‘ [gemeint ist Angela Merkel] hat Petry 
wirklich Kinder, und zwar gleich vier an der 
Zahl.« Was dies mit ihrer Eignung als mögli-
che Regierungschefin zu tun habe, führt 
Elsässer nicht aus. Aber mal erwähnt haben 
will er es. Das Publikum versteht, was 
gemeint ist. Artikel, die die heterosexuelle 
Kleinfamilie zum Ideal erheben, gehören 
seit Langem zum Standartrepertoire des 
Magazins, für das fast ausschließlich Män-
ner schreiben.

Ein gutes Jahr später, als der machtpo-
litische Konflikt zwischen Petry, die einst 
Parteigründer Bernd Lucke rechts überholt 
und aus der AfD gedrängt hatte, und dem 
offen völkischen Flügel unausweichlich wird, nimmt Compact von 
seiner einstigen Favoritin für die Nachfolge Merkels Abstand. Zu 
groß sind die Sympathien der Redaktion für die Höckes, Poggen-
burgs und Gaulands der Partei, sind es doch jene Herren, die sich 
gegen jede auch noch so symbolische Abgrenzung nach rechtsau-
ßen aussprechen und die AfD somit auch weiterhin den Pegidist-
Innen als Wahloption empfehlen. Entsprechend wird ihnen viel 

Platz im Magazin eingeräumt. Sei es durch Interviews, den Abdruck 
von Reden oder sogar durch eigene Artikel. Es gefällt, wer als 
»volksnah« gilt.

Als »Blaues Wunder« feiert Compact dann im Oktober 2017 den 
Einzug der AfD in den Bundestag. Diesmal nicht mit Petry, sondern 
Spitzenkandidatin Alice Weidel auf dem Cover und fügt hinzu: 
»Macht was draus«. Es gelte nun, den Charakter der AfD als »Bewe-
gungspartei« zu festigen. Einer Regierungsbeteiligung, auch wenn 
diese niemals ernsthaft zur Debatte stand, widerspricht Compact pro 
forma. Und wessen Worte wären da besser geeignet, als die Björn 
Höckes. Praktisch, dass dieser prompt »mit freundlicher Genehmi-
gung« seine berüchtigte Dresdner Rede vom Januar 2017 zum 
Abdruck freigibt, welche sich in gekürzter Form im Heft findet. 
Während der Abschnitt zum Holocaustmahnmal als »Mahnmal der 
Schande« an anderer Stelle von Compact durchaus erwähnt wird, 
findet er sich hier auffallender Weise nicht. Stattdessen wird den 
Absätzen zur Funktion der Partei viel Platz eingeräumt, in denen 
der AfD die Rolle einer »fundamentaloppositionellen Bewegungs-
partei« zugesprochen wird. Dass das Magazin dem offen völki-
schen Flügel einen derart prominenten Platz für Strategieüberle-
gungen einräumt, ist symptomatisch für das Verhältnis von Compact 
zur AfD. Wer sich der Bewegung als nützlich erweist, wird hofiert. 
Dabei übernimmt das Magazin die Rolle als deren Sprachrohr der-
zeit wie kaum ein anderes rechtes Medium.    

Von Volksverrätern und Deutschland- 
abschaffern: Die Deutsche Stimme

Die NPD-Parteizeitung Deutsche Stimme (DS) pflegt wenig überra-
schend ein ablehnendes Verhältnis zur Konkurrenzpartei AfD. Arti-
kel, in denen diese Erwähnung findet, dienen der Abgrenzung und 
Inszenierung des eigenen parteipolitischen Profils. In dieser 
Erzählung ist man das aufrechte Original, das es mit einer ver-

weichlichten Kopie, deren FunktionärInnen 
früher oder später vom System korrumpiert 
würden, zu tun habe. Die Wahlerfolge der 
AfD haben die NPD nicht nur Stimmen 
gekostet, sondern ihr auch finanzielle Prob-
leme eingebracht. Hinzu kommen anhalten-
de juristische Auseinandersetzungen mit 
dem Staat. Für die Partei geht es dieser 
Tage also nicht bloß um politische Animosi-
täten, sondern um die Existenz. Der Ton im 
Umgang mit der Rivalin ist in Wahlkampf-
zeiten entsprechend rau, das zeigt ein Blick 
in die DS. 
Als mögliche »Volksverräter« bezeichnete 
der NPD-Parteivorsitzende Frank Franz die 

AfD in einem Interview in der Sonderausgabe zur Bundestagswahl. 
Ein Vorwurf, der in jenem politischen Spektrum kaum schwerer 
wiegen könnte. Franz wörtlich: »Tatsächlich ist die AfD keine 
Alternative zu den Altparteien. Sogar hohe Funktionsträger der 
AfD […] wurden öffentlich und dem Sinn nach mit der Kritik an 
Frauke Petry zitiert, diese strebe eine Koalition mit der Union an. 
Und mit diesem Vorhaben ist Petry nicht alleine. Wer sich aber mit 
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den Volksverrätern und Deutschlandabschaffern in ein Bett legen 
will, der ist selbst ein Volksverräter und keine Alternative.« Damit 
beschwört er die Gefahr der Korrumpierbarkeit führender AfD-
FunktionärInnen nach der Wahl, wenn es um die Koalitionsbildung 
geht. Eine Gefahr, der sich die NPD auf der großen politischen 
Bühne in Zukunft kaum ausgesetzt sehen dürfte, weshalb sie sich 
leicht als besonders prinzipientreu inszenieren kann.

Auch im Bereich Sozialpolitik versucht Franz, die NPD gegen 
die Konkurrenz in Stellung zu bringen. So stehe seine Partei »an 
der Seite des ganzen Volkes«, während die AfD lediglich Politik für 
»Besserverdienende« betreibe. Ein Vorwurf, der sich in der DS wie-
derholt lesen lässt. Mehrfach wurde in der Zeitung auch die eigene 
politische Profilierung in Reaktion auf die AfD-Erfolge thematisiert. 
DS-Vielschreiber Arne Schimmer (NPD-Vorstand Sachsen) plädiert etwa 
in der Ausgabe 7/2016 für die »verstärkte Thematisierung der 
sozialen Frage als zweites Kernthema«. Gleich nach dem »Leib- 
und Magenthema, der Überfremdungskritik«, versteht sich.

Auch in der Familienpolitik betont die DS die Unterschiede zur 
AfD. Den dezidiert völkischen Charakter der NPD zeigt ein kurzer 
Beitrag vom Juni 2017. Unter der Überschrift »,Positive Bevölke-
rungsentwicklung...‘ Ja – aber welche Bevölkerung ist gemeint?« 
kommentiert der Autor Lutz Dessau einen AfD-Antrag im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern, in dem gefordert wird, durch 
finanzielle Anreize für Eltern einen Anstieg der Geburtenrate her-
beizuführen. So solle Eltern nach der Geburt des ersten Kindes ein 
zinsfreier Kredit von 5.000 Euro ausgezahlt werden, dessen Rück-
zahlungshöhe sich bei der Geburt des zweiten Kindes um ein Drittel 
verringere und durch die Geburt eines dritten sogar komplett ent-
falle. Dies sei »auf den ersten Blick vollumfänglich zu begrüßen«, 
so der Autor, zumal der Antrag »ein Bekenntnis zur traditionellen 
Familie« enthalte. Damit enden jedoch die Gemeinsamkeiten. Die 
Tatsache, dass die geforderten Kredite allen zugute kommen sol-
len, die seit mindestens fünf Jahren im Bundesland leben, sichert 
der AfD-Fraktion dann doch Dessaus Groll. »Spätestens jetzt reiben 
sich volksbewußte Deutsche verwundert die Augen«, schreibt er. 
So könnten schließlich auch Migrant*innen das Darlehen in 
Anspruch nehmen. Im Gegensatz dazu beziehe sich die NPD »ohne 
Wenn und Aber auf das deutsche Volk«. Und das man dieses noch 
immer in bester Blut-und-Boden-Manier als Abstammungsgemein-
schaft versteht, daraus macht man in der DS zumindest kein 
Geheimnis.

Meist wohlwollend, selten kritisch:  
Die Junge Freiheit

Die extrem rechte Wochenzeitung Junge Freiheit (JF) ist mit einer 
Auflage von 35.882 (4/2017) eine der größten und ältesten der 
hier porträtierten Zeitungen und profitiert entsprechend spürbar 
vom rechten Aufschwung, in dem die AfD nur die parlamentarische 
Spitze des Eisbergs ist. Im Vergleich zu 2012 hat sie ihre Verkaufs-
zahlen laut Angaben der Informationsgemeinschaft zur Feststellung 
der Verbreitung von Werbeträgern (IVW) um 42 Prozent steigern 
können. Dass die Themenpalette der JF mit der der AfD deckungs-
gleich ist, liegt auf der Hand: Rassistische Schlagzeilen zu Geflüch-

teten und der Asylpolitik, Häme und Verachtung gegenüber Merkel 
und dem »Polit-Establishment«, nationalistische Töne gegen die 
EU, historische Themen im revisionistischen Blickwinkel, offene 
antifeministische Kampagnen gegen »Gender-Terror«. Wenig über-
raschend hat die Junge Freiheit die AfD von Beginn an als »politi-
sche Option« (39/2013) gesehen und sie begleitet: Schon die 
Gründung der damals noch als »euro-kritisch« charakterisierten 
Partei kommentierte die JF gespannt mit der Übernahme des 
Konrad-Adam-Zitats »Die Zeit ist reif«. Ab da vergeht wohl keine 
Ausgabe, in der die Positionen der AfD zu den eigenen Themen, 
Neuigkeiten aus der Partei und der Zustand der AfD nicht Thema 

sind - meist wohlwollend, seltener kritisch kommentiert. Zur Bun-
destagswahl 2013 titelte die JF (wie vier Jahre später die Compact) 
»Das blaue Wunder« und prophezeite – durchaus treffend - eine 
»Veränderung des Parteiensystems«. 

Deutlich abgelehnt werden alle drohenden oder vollzogenen 
Parteispaltungen und -abgänge liberaler Kräfte - sie würden zum 
Ende der Partei führen und Merkel in die Hände spielen. So schreibt 
Chefredakteur Dieter Stein im Mai 2015: »Den Rücktritt von Hans-
Olaf Henkel als stellvertretendem AfD-Chef werden Historiker spä-
ter als Anfang vom Ende der Partei notieren – wenn nicht noch ein 
Wunder geschieht. [...] Beeindruckte die AfD zu Beginn durch eine 
kollegiale Führungsmannschaft, so tobt seit Monaten eine 

Burschentag in Eisenach 2017. (Foto: Lukas Beyer)
Stetige Hofi erung der AfD: Das Compact-Magazin
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Schlammschlacht, bei der immer neue Tiefpunkte erreicht wer-
den.« Die JF warnte schon damals vor dem Thüringer Landeschef 
Höcke, »der die Partei jedoch noch weiter nach rechtsaußen in 
eine Sackgasse führen möchte. Besonders bei der Höcke-Gruppe 
sind Akteure einer ‘Rechten’ am Werk, die keinen Ruf zu verlieren 
haben und denen es gleichgültig ist, ob sich die AfD durch einen 
Rechtsruck und die Aufgabe des liberalen Flügels an den Rand des 
diskutablen politischen Spektrums manövriert.« Höckes Dresdner 
Rede sieht Stein als »Beleg« für »seine einschlägige politische 
Positionierung und Unfähigkeit, an positive patriotische Traditio-
nen anzuknüpfen«. Kontinuierlich scheint die JF auf das falsche – 

nämlich immer das liberal-konservativere - Pferd zu setzen und 
muss erst Hans-Olaf Henkel, dann Lucke und zuletzt Petry gehen 
sehen. Dennoch kündigt sie der AfD nicht die Freundschaft, immer 
appelliert sie an die gemäßigteren Kräfte, um die Partei als »Volks-
partei« im nicht allzu völkischen Sinne zu etablieren. Dementspre-
chend will sie heute eine AfD, die regierungsfähig ist, keine Revol-
te. Im Wahlkampf nahm die JF häufig und positiv Bezug auf die 
»konservative AfD«, bis hin zu einer eigenen repräsentativen 
Wahlumfrage zu den Themen Asyl und Zuwanderung. Die JF scheut 
sich auch nicht, die konservativen Rechten, ob innerhalb oder 
außerhalb der AfD, gegen Kritik der etablierten Parteien und der 
Medien deutlich in Schutz zu nehmen.

Und so bleibt nur der mahnende Unterton, mit dem Dieter Stein 
als häufigster Seite 1-Kolumnist mal betont, wie wichtig die bür-
gerliche »Mitte« sei, und mal den extrem rechten Flügel der AfD 
dort kritisiert, wo er zu »Rambo-mäßig« und zu wenig bürgerlich-
konservativ daher kommt. Die rassistischen Ausfälle André Poggen-
burgs im Februar 2018, in denen dieser »Türken« unter anderem als 
»Kameltreiber« und »Kümmelhändler« beleidigt hatte, verurteilte 
die JF als »gefährliches Rabaukentum«. Die JF-Kritik an den verba-
len Ausschlägen dient vor allem dazu, die »konservative AfD« als 
politische Alternative etablieren zu helfen, die eine aus JF-Sicht 
seit Jahrzehnten bestehende Repräsentanzlücke rechts der Union 
füllen soll. Ihre häufig in einem Oberlehrer-haften Ton vorgetragene 
Kritik brachte der Jungen Freiheit wiederholte Unmutsäußerungen 
aus dem rechten Lager ein. 

Den Riss in der Gesellschaft vertiefen:  
Die Sezession

Ein gänzlich anderer Duktus als in der Compact, der Deutschen Stimme, 
aber auch der Jungen Freiheit findet sich in der Sezession, einem der 
zentralen Theorieorgane der sogenannten Neuen Rechten um den 
Verleger Götz Kubitschek. Eine plumpe Affirmation der AfD, oder gar 
Wahlwerbung, wird man dort nicht finden. Lediglich im Editorial 
finden parteipolitische Entwicklungen mitunter Erwähnung, Auf-
hänger sind sie fast nie. Entsprechend der neurechten antiparla-
mentarischen Tradition, die mit der sogenannten »Konservativen 
Revolution« bis in die Weimarer Republik zurückreicht, gibt sich 
das Magazin grundsätzlich skeptisch gegenüber Parteien als Moto-
ren politischer Veränderung. Im Fokus der Sezession stehen kulturel-
le oder geschichtsphilosophische Themen sowie Würdigungen 
rechtsintellektueller Denker und Literaten aus Geschichte und 
Gegenwart. Nach vielen Jahren des selbstreferenziellen Wirkens in 
einem überschaubaren Kreis haben sich Akteure wie Kubitschek 
mit dem Aufkommen der rechten Mobilisierungen selbst als Bewe-
gungsunternehmer etabliert, die ihre Rolle darin sehen, diesen ein 
geistiges Fundament zu geben. Das Verhältnis zum parlamentari-
schen Arm der Bewegung, als der die AfD durchaus gesehen wird, 
ist allerdings ambivalent. Zwar werden die Wahlergebnisse der AfD 
positiv zur Kenntnis genommen. Mit Erik Lehnert arbeitet sogar der 
Geschäftsführer des Institut für Staatspolitik (IfS) und zugleich Autor 
der Sezession als Mitarbeiter eines AfD-Abgeordneten im Bundestag. 
Insbesondere Kubitschek legt jedoch Wert darauf, auf den oppor-
tunistischen Charakter von Parteien per se hinzuweisen, weshalb 
mit ihnen dauerhaft keine grundlegende Veränderung möglich sei. 
Dass auch die AfD über kurz oder lang zum Teil des Establishments 
werden wird, wo sich dann »Kenner der Macht« sammeln, die darin 
talentiert seien, »Mehrheiten zu organisieren, Konkurrenten weg-
zubeißen [...] und sie zu stürzen« (Sezession 71, 2016), steht für 
ihn außer Frage. Diesen Prozess gelte es jedoch so lange wie mög-
lich herauszuzögern. Der Versuch, als Parteimitglied Einfluss auf 
die Entwicklung der AfD zu nehmen, schlug indes fehl: Nachdem 
Kubitschek und seine Frau Ellen Kositza, ebenfalls Autorin der Sezes-
sion, Anfang 2015 zunächst Mitglieder der AfD geworden waren, 
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wurde ihnen seitens des Bundesvorstands kurz darauf die Mitglied-
schaft aberkannt.

Nicht zuletzt in der AfD-Frage sind in der Sezession immer wieder 
Seitenhiebe auf die als realpolitisch verachteten Positionierungen 
der Jungen Freiheit, und insbesondere auf deren Autor Karlheinz 
Weissmann zu finden. Weißmann war einst selbst Redakteur und 
Mitherausgeber der Sezession, trennte sich jedoch vor einigen Jahren 
von dem Blatt. Ein Beispiel für die zugrundeliegenden politischen 
Differenzen, die bei Kubitschek immer wieder Beißreflexe auslösen, 
verdeutlicht ein Artikel aus dem ersten Quartal 2016. Weißmann 
und der JF wirft Kubitschek dort einen »Hygienefimmel« vor. 
Anstatt das »konservative Maximum« (Weißmann hatte im Verlag 
antaios einst selbst ein Buch mit dem Titel »Das konservative Mini-
mum« publiziert) anzustreben, »eine metapolitische Wegweisung, 
verfaßt mit der geschulten Rücksichtslosigkeit des Theoretikers für 
die Praktiker«, betätige sich die JF als »metapolitische Besenbri-
gade«, indem sie sich immer wieder um Distinktion von all jenen 
bemühe, die »man auf dem Wege zur Macht nicht neben oder vor 
sich herumtoben sehen möchte«. Als positives Beispiel wird im 
selben Artikel der AfDler Marc Jongen angeführt, der mittlerweile im 
Bundestag sitzt. Dieser erklärte gegenüber der FAZ, Deutschland 
leide unter »thymotischer Unterversorgung«, einem Mangel an Wut 
und Zorn, und deshalb fehle es an »Wehrhaftigkeit« gegenüber 
»anderen Kulturen und Ideologien«. Diese 
Worte nimmt Kubitschek begeistert auf: 
»So klingt ein selbstbewusster Ton!« 
Auch Jongens Aussage, wonach die 
Gefahr einer Bedrohung der Gesellschaft 
durch eine Steigerung des Thymos in 
Kauf zu nehmen sei, wird positiv aufge-
griffen und zugespitzt: »Zuerst muss auf 
eine Revolte hingedacht und hingearbei-
tet werden.« Anders als bei der JF, die 
die AfD in der Pflicht sieht, »die ihr von Millionen Wählern ange-
tragene historische Aufgabe zur Ergänzung des parteipolitischen 
Spektrums verantwortungsbewußt anzunehmen und als seriöses 
Korrektiv zu wirken« (Dieter Stein, JF 39/2017), geht es der Sezession 
distinguiert um die Revolte. Im Februar 2017 publizierte Jongen 
seine Theorien über die mangelnde »Wehrhaftigkeit« schließlich 
auch in der Sezession. 

Hinter allen politischen Erwägungen des Blatts steckt das 
stets auch explizit formulierte Ziel, den Riss in der Gesellschaft 
weiter zu vertiefen. Entsprechende Vorstöße von AfD-Rechtsaußen 
werden verteidigt. Als der Sohn von Boris Becker, Noah Becker, 
Anfang Januar 2018 von dem (inzwischen) AfD-Bundestagsabge-
ordneten Jens Maier auf twitter rassistisch angegangen wurde, 
reagierte die JF prompt und erklärte, dass sich die AfD nicht wun-
dern müsse, wenn sie bei solchen Äußerungen für »nicht wenige 
Bürger« unwählbar werde. Auf dem Blog der Sezession hingegen 
waren gänzlich andere Töne zu vernehmen: Wer wieder ohne ein 
großes Polizeiaufgebot Silvester feiern wolle und glaubt, »dies 
könne erreicht werden, ohne Vorurteile gegen diejenigen Bevölke-
rungsgruppen zu schüren, deren vermehrte Anwesenheit auf deut-
schem Gebiet solches unmöglich gemacht hat, ist ein Idiot«. Die 

Rechte würde sich einmal mehr grundlos auf offener Bühne selbst 
zerfleischen. 

»Revolte des gesunden 
Menschenverstands«: Cato

Erst seit 2017 erscheint zweimonatlich die Zeitschrift Cato – Maga-
zin für neue Sachlichkeit. Hinter dem Heft stehen maßgeblich der 
ehemalige Verleger Andreas Lombard als Chefredakteur, sowie der 
Vielschreiber Karlheinz Weißmann, der bis 2014 neben der Jungen 
Freiheit, für die er bis heute schreibt, auch noch für die Sezession 
publizistisch tätig war. Nach dem Bekunden Lombards widmet sich 
Cato »dem Bewährten und verteidigt das Wirkliche gegen seine 
ideologische Verzerrung«. Ähnlich wie die Sezession dominieren in 
Cato kulturelle und politische Fragen, die von bekannten AutorInnen 
in ausführlichen Beiträgen anspruchsvoll für das rechtsintellektu-
elle Publikum aufbereitet werden. Auch wenn sich Cato ideologisch 
im gleichen Fahrwasser wie die AfD bewegt, ist die Partei trotz 
ihrer sonstigen politischen und medialen Omnipräsenz in der Zeit-
schrift kaum Thema. Eine der wenigen Ausnahmen ist ein Artikel 
des Berliner AfD-Politikers Nicolaus Fest in der Erstausgabe. Der 
ehemalige Chefredakteur der Bild am Sonntag thematisiert dort 
unter dem Titel »Lügen oder nicht lügen« die deutschen Medien. 

Für Fest liegen die vermeintlichen Paral-
lelen zu den »Zuständen der DDR« auf 
der Hand. Es sei offensichtlich, »daß viele 
Medien ihre staatspolitische Neutralität 
längst aufgegeben haben«. Abschlie-
ßend führt der Autor die Medienbericht-
erstattung zu seiner Partei an, wonach 
die »Stasi- und SA-Methoden« der politi-
schen Gegner bewusst verschwiegen 
würden. Dieser Verfall der von »antide-

mokratischer Parteilichkeit« gekennzeichneten Medien spiegelt für 
den Autor den Verfall der Zivilgesellschaft als ein »Begriff ohne 
innere Wahrheit« wieder. 

Punktuell kommentiert werden mitunter wahlpolitische Erfolge 
der AfD. So bewertet Karlheinz Weißmann anlässlich der Bundes-
tagswahlen 2017 das hohe Ergebnis der AfD als einen »der erstaun-
lichsten politischen Vorgänge der letzten Jahrzehnte«, der einer 
»Revolte des gesunden Menschenverstandes« gleichkomme. Die 
»AfD brauchte nichts weiter zu tun, als das Unbehagen und den 
Unmut zu bündeln, ihm eine Stimme zu verleihen«. Für den Histo-
riker Weißmann folgt Deutschland nun dem Weg der Beseitigung 
des alten Parteiensystems, der bereits u.a. in Italien, Ungarn und 
Österreich vollzogen wurde und befindet sich jetzt »in einer Phase 
des Übergangs, der Transformation«. Kürzlich wählte die AfD-nahe 
Desiderius-Erasmus-Stiftung Weißmann in ihr Kuratorium. Die Allge-
genwart der Zeitschrift Cato in der Jungen Freiheit, die durch Werbe-
anzeigen und personelle Überschneidungen deutlich wird, sorgt 
wohl dafür, dass auch das noch junge Zeitschriftenprojekt in AfD-
Kreisen seine interessierte LeserInnenschaft finden wird.

 Hinter allen politischen 
Erwägungen der Sezession 
steckt das stets auch expli-
zit formulierte Ziel, den Riss 
in der Gesellschaft weiter 
zu vertiefen. 
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Bedrohtes Christentum: ideaSpektrum

Die unabhängige Evangelische Nachrichtenagentur idea, das 
Medienhaus der evangelikalen Deutschen Evangelischen Allianz (DEA) 
mit rund 1,3 Millionen Mitgliedern, verfügt unter anderem über 
das Nachrichtenportal idea.de sowie die seit 1979 erscheinende 
Wochenzeitschrift ideaSpektrum. ideaSpektrum hat laut Eigenangaben 
wöchentlich über 90.000 Leser*innen. Laut IVW betrug die Auflage 
inklusive des E-Papers im dritten Quartal 2017 allerdings nur 
knapp 28.000 Exemplare.

Neben den religiösen Aspekten aus der evangelikalen Gemein-
dearbeit widmet sich idea auch allen Fragen der christlichen 
Betrachtung tagesaktueller Ereignisse, von der Christenverfolgung 
bis hin zur Frage, ob gleichgeschlechtliche Paare in den evangeli-
schen Gemeinden gesegnet werden dürfen. Die AfD wird dabei aus-
drücklich ebenso behandelt wie alle anderen Parteien, über die 
Arbeit der Christen in der AfD (ChrAfD) wird regelmäßig berichtet. 
Dabei öffnet idea vor allem solchen Positionen, auch von AfD-
RepräsentantInnen, den Raum, welche die Ablehnung der AfD 
durch die Amtskirchen kritisieren und eine Normalisierung im 
Umgang mit der AfD fordern. Der Chef bei idea.de, Matthias 
Pankau äußerte sich dazu: »Die AfD ist auf demokrati-
schem Wege gewählt worden. In der Tagespolitik kann 
und muss sie sich nun beweisen – so wie alle anderen 
Parteien auch. (…) Wir hofieren die AfD nicht, aber wir 
verteufeln sie auch nicht.«

Auf der diskursiven Ebene ist die Nähe von christlich-
fundamentalistischen Akteuren wie der idea zur AfD und 
anderen Teilen der Bewegung von rechts nicht zu übersehen. 
Das Christentum in Europa ist nach fundamentalistischer 
Auffassung in einen globalen Abwehrkampf verwickelt, des-
sen Gegner sowohl »der Islam« als auch die fortschreitende 
Säkularisierung der Gesellschaft seien..In der Folge wird das 
europäische Christentum als Minderheit inszeniert, das durch 
Einwanderung aus muslimisch geprägten Ländern bedroht wird. 
Der stellvertretende Vorstandsvorsitzende, Pfarrer Johannes Holmer, 
hat sich in den vergangenen Jahren wiederholt als Sympathisant 
der AfD geäußert, weil viele bei der CDU »konservative Positionen« 
beispielsweise beim Thema »Lebensrecht« vermissten. Radikale 
Äußerungen vom rechten Flügel, wie beispielsweise die rassisti-
schen Beleidigungen von André Poggenburg zum Aschermittwoch 
2018, stoßen allerdings auf scharfe Ablehnung. So schreibt Dennis 
Pfeifer, Chef vom Dienst bei idea: »Wie weit weg ist dieses Verhal-
ten doch von der Botschaft Jesu! Nächstenliebe, Barmherzigkeit, 
Vergebung – dafür ist bei Poggenburg kein Platz. Wer Minderhei-
ten diskriminiert und beleidigt, wer Fremdenhass und Rassismus 
schürt, der ist für Christen wahrlich keine Alternative.«

Schlichte Ignoranz:                 
Neonazistische Nischenblätter

Während die NPD-Zeitung Deutsche Stimme die AfD zumindest noch 
als ernstzunehmende Konkurrenz rezipiert und in ihren parteistra-
tegischen Überlegungen berücksichtigt, ignorieren viele andere 
neonazistische Zeitungsprojekte ohne Parteibindung die AfD wei-
testgehend. Magazine wie Volk in Bewegung, N.S. Heute oder Umwelt & 
Aktiv kommen fast gänzlich ohne die Erwähnung der AfD aus, und 
widmen sich abseits tagesaktueller Entwicklungen oder parteipoli-
tischer Verschiebungen ihrer jeweiligen Agenda. Nur punktuell 
findet die Partei Erwähnung – als großer Hoffnungsträger 
erscheint sie nie. So heißt es in dem Magazin Volk in Bewegung 
anlässlich der Bundestagswahlen unter der Überschrift »Wahlzir-
kus«: »Die politische Kraft der Zukunft wird eine Bewegung sein, 
deren parlamentarischer Teil nur eine untergeordnete Funktion 
haben wird.« Diese Perspektive kann sicherlich als Grundtenor des 
neonazistischen Spektrums bezeichnet werden.   •

Weitestgehend ohne 
AfD: Neonazimagazine
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